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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Kurz bevor sich der Ständerat in der Herbstsession 2016 mit dem Bericht zum Service
public auseinandersetzte, trafen sich Vertreterinnen und Vertreter der Medienbranche,
Wirtschaft, Politik und Wissenschaft zur Service public Konferenz des Verbands
Schweizer Medien (VSM). Der VSM sah aufgrund der knappen Volksabstimmung zum
RTVG und der vorhandenen Unzufriedenheit in der Bevölkerung die Notwendigkeit
gegeben, den Begriff des Service public zu überdenken, wozu die besagte Konferenz
Anlass bieten sollte. Die Tagung brachte jedoch keine substanzielle Annäherung zutage,
sondern verdeutlichte einmal mehr die vorherrschenden Gräben zwischen
Befürwortern eines starken, durch die SRG bereitgestellten Service public und
Vertretern der privaten Medien, welche die SRG als zu dominant erachten. Erstens war
zu vernehmen, dass eine zu starke SRG die privaten Medien schwäche und eine Gebühr
von CHF 400 pro Haushalt und Jahr zu hoch angesetzt sei. Diese Ansicht wurde zum
Teil auch durch geladene Medienwissenschaftler vertreten. Pietro Supino, Tamedia-
Verwaltungsratspräsident und Vizepräsident des VSM, kritisierte die Ausbautätigkeiten
der SRG im Online-Bereich und im Werbemarkt (vgl. Admeira); beides gehe auf Kosten
der privaten Anbieter. De Weck äusserte seinerseits Bedenken gegenüber zu
dominanten Akteuren, namentlich gegenüber Google und Facebook. Wenn sich die
Schweizer Medien nicht zusammentäten, würden in Zukunft immer mehr Werbegelder
zu den Internetriesen fliessen. Zweitens verwies Supino auf die im Zusatzbericht zum
Service public diskutierte Idee der SRG als Open-Content-Anbieterin, womit Verlage
die von der Radio- und Fernsehgesellschaft produzierten Inhalte weiterverwenden
dürften. SRG-Direktor Roger de Weck erachtete dieses Ansinnen als schwer realisierbar
– dies vor allem in Bereichen, wo die SRG selber Lizenznehmerin sei. Darüber hinaus sei
das Kuratieren von Produktionen aufwändig und kostspielig. Drittens stiess sich die
Medienbranche an Programmen und Sendungen der SRG, die über den
Grundversorgungsauftrag hinausgehen, so etwa Sendungen der Sparte Unterhaltung.
Die SRG und Private sollten in denselben Bereichen tätig sein dürfen, fand hingegen de
Weck. Viel eher ginge es darum, diese Tätigkeit auf eine unterschiedliche Art und Weise
auszuüben. Ziel der SRG sei es, ein möglichst breites Publikum zu erreichen.
Unterhaltungssendungen eigneten sich gut, um das Publikum an
Informationssendungen heranzuführen. Der SRG-Direktor verwies hier auf
„Telegiornale“, dessen Zuschauerzahl durch das Ausstrahlen einer unmittelbar
vorgelagerten, beliebten Quizsendung um sieben Prozent gesteigert werden konnte.
Allgemein zeigte sich de Weck an der Konferenz offen für eine Zusammenarbeit mit den
Verlegern. Die SRG sei bereit für Gespräche und Veränderungen. Trotz dieser
vielseitigen Kritik fand man einen gemeinsamen Nenner: Die Gebührenfinanzierung an
sich und der Grundauftrag der SRG waren gänzlich unbestritten. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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MARLÈNE GERBER

Presse

Nicht nur bei den Zeitungen, auch bei den Nachrichten- und Bildagenturen in der
Schweiz kam es 2017 zu einem Zusammenschluss. So gaben die Nachrichtenagentur
SDA und die Bildagentur Keystone im Oktober 2017 ihre Fusion bekannt. Keystone
gehörte bisher zu 50 Prozent der SDA und zu 50 Prozent der österreichischen
Presseagentur APA. Letztere tauschte ihre bisherige Beteiligung für eine 30-prozentige
Beteiligung an der neuen Keystone-SDA ein. Dadurch wurde sie grösster Aktionär und
ersetzte damit Tamedia, die NZZ-Mediengruppe, die SRG und die Médias Suisses, die
bis anhin die grössten Beteiligungen hielten. Die neue Gesellschaft sollte einen Umsatz
von CHF 51 Mio. erzielen und 300 Personen beschäftigen. „Die Fusion ermöglicht eine
integrierte Produktion von multimedialen Angeboten mit dem Ziel, die Komplexität der
Prozesse zu reduzieren“, liessen SDA und Keystone verlauten. Durch eine Herstellung im
selben Betrieb könne die industrielle Effizienz erhöht werden. 
Der Berufsverband Impressum und die Mediengewerkschaft Syndicom befürchteten,
dass die SDA durch diese Fusion ihre Unabhängigkeit verlieren könne, indem sich PR
und Journalismus vermische. Bisher waren die Medienhäuser gleichzeitig Besitzer und
Kunden der SDA gewesen, was zwar zu Interessenkonflikten geführt, aber gleichzeitig
die SDA vor Profitdruck bewahrt habe. Die neue Firma werde hingegen Renditeziele
verfolgen müssen. Wie die NZZ berichtete, sei zudem die Stellung der SDA nicht mehr
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so dominant wie früher. So gebe es in verschiedenen Ressorts Konkurrenz – einige
Verlage hätten auch selbst agenturähnliche Strukturen aufgebaut – und allgemein
schwäche sich die Rolle der SDA wegen der Digitalisierung und der vielen Onlinequellen
ab. 
Positive Nachrichten für die SDA gab es hingegen vom UVEK: Ab 2019 soll sie jährlich
CHF 2 Mio. aus der Radio- und Fernsehabgabe erhalten, wodurch der Bundesrat einen
Beitrag zur langfristigen Sicherung der lokal-regionalen Berichterstattung leisten
wolle. 2

Im Januar 2018 eröffnete die SDA, dass sie aufgrund von erwarteten Umsatzeinbussen
in der Höhe von knapp 10 Prozent und einem Verlust auf operativer Ebene von CHF 1.9
Mio. in den nächsten zwei Jahren 35 von 150 Vollzeitstellen in der Redaktion
abzubauen plane. Man hoffe, den Stellenabbau mit Frühpensionierungen, natürlichen
Fluktuationen und freiwilligen Pensenreduktionen abzuschwächen, gab Geschäftsleiter
Markus Schwab gegenüber der NZZ bekannt. Ein Sozialplan von CHF 1.5 bis 2 Mio. sei
vorgesehen. Ferner sollten weitere Sparmassnahmen wie der Verzicht auf
Dividendenausschüttungen an die Aktionäre für 2018 bis 2020 und die Kündigung des
Vertrags mit der Partneragentur Reuters umgesetzt werden. In diesem Zusammenhang
gab die Depeschenagentur auch strukturelle Änderungen bekannt: Die Inland- und
Auslandredaktion würden zusammengelegt. Die Wirtschaftsberichterstattung sollte
künftig an die AWP, die je hälftig der SDA und der Deutschen Presseagentur gehört,
ausgelagert werden; sechs Stellen könnten so zur AWP verschoben werden. Nach wie
vor wolle man über die gewohnte Breite an nationalen und internationalen Themen
berichten und alle Sprachregionen bedienen, die Quantität würde jedoch reduziert. Die
beschlossenen Massnahmen seien unabhängig von dem im Herbst des Vorjahres
kommunizierten Fusionsvorhaben mit Keystone, über dessen Zulässigkeit die WEKO zu
diesem Zeitpunkt noch zu befinden hatte, gefällt worden. Als Grund für den
Stellenabbau und die Restrukturierung gab die SDA die gesunkene Zahlungsbereitschaft
bei den grossen Verlagshäusern an. Zudem orientiere sich das bisherige Tarifmodell an
der Höhe der gedruckten Auflage der Zeitungen. Da diese Zahlen rückläufig seien, seien
auch die Einnahmen der SDA gesunken. Die Depeschenagentur habe sich gegenüber
ihren Kunden für ein neues Tarifmodell eingesetzt, das die gesamte Nutzungsreichweite
der Zeitungen besser abbilden sollte, sei dabei aber auf Widerstand von Seiten der
Verleger gestossen, die höhere Kosten für die Inanspruchnahme der SDA-
Dienstleistungen befürchteten. 
In den Medien stiess der Entscheid auf grosse Resonanz und es fielen markige Worte.
Als «Aderlass» bezeichnete etwa die NZZ den angekündigten Stellenabbau und der
«Tages-Anzeiger» sah die «journalistische Grundversorgung der Schweiz in Gefahr».
Die Reaktion der SDA-Redaktion auf den massiven Stellenabbau war heftig und
abwehrend. Insbesondere stiess der Entscheid, dass alle Mitarbeitenden, die vier Jahre
oder weniger vor ihrer Pensionierung standen, mit diesen Massnahmen entlassen
werden sollten, auf grosse Opposition. Die Situation spitzte sich zu, als die
Verantwortlichen zehn Tage später konkretisierten, dass der grösste Teil der
Kündigungen bereits Ende desselben Monats erfolgen sollte. Die Redaktion verlangte
nicht nur den Verzicht auf die drastischen Massnahmen, sondern auch die Chance,
eigene Lösungsvorschläge einzubringen. Da es sich um eine Massenentlassung handle,
müsse der Verwaltungsrat der Belegschaft die Möglichkeit einer Konsultation
einräumen. Die vorgesehene Frist von zehn Tagen reiche dazu aber nicht, kritisierte die
Redaktion. Ferner sei die Geschäftsleitung selber mitschuldig an der schlechten
wirtschaftlichen Situation der SDA, da sie ihren Kunden im Jahr 2018 einen Rabatt von
zehn Prozent gewährt habe.
Obwohl mit dem Konsultationsverfahren einige Massnahmen revidiert wurden, so etwa
die Streichung des Nachtdiensts in Sydney und die Integration des italienischsprachigen
Diensts in den französischsprachigen, und zum Teil gar neue Massnahmen getroffen
wurden – alle Mitarbeitenden inklusive Kader sollten nur noch in der 2. Klasse reisen –,
änderte sich nichts am Entscheid der Geschäftsleitung in Bezug auf den Stellenabbau,
weswegen die Redaktion in den Warnstreik und kurz darauf in einen unbefristeten
Streik trat. Solidarität erfuhren die Streikenden auch von etlichen Journalistinnen und
Journalisten verschiedener Verlage. Zusätzlich verfasste die Redaktion einen Brief an
den Bundesrat und an das Parlament, worin sie die Sparmassnahmen als «Kahlschlag,
der sich erheblich auf den Umfang und die Qualität des Angebots auswirken würde»,
bezeichnete. Als sich der Verwaltungsrat zu Verhandlungen bereit zeigte, nahm die
Redaktion nach viertägigem Streik die Arbeit wieder auf. In die Verhandlungen ging sie
mit drei Kernforderungen: Es sollten erstens das Ausmass der Kündigungen reduziert,
zweitens die Kündigungsfrist um zwei Monate verlängert und drittens der Sozialplan
ausgebaut werden. Gegen Ende Februar zeichnete sich ab, dass die beiden Parteien in
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den Verhandlungen keine Einigung würden erzielen können, weshalb ein externes
Schlichtungsverfahren eingeleitet wurde. Die SDA-Führungsebene verzichtete dabei
darauf, die gesetzlich ausgesprochenen Kündigungen für die Dauer des Verfahrens zu
sistieren, wie dies die Belegschaft gefordert hatte. Während des
Schlichtungsverfahrens blieb die Stimmung bei der SDA gedrückt. Über zwanzig
Mitarbeitende verliessen die Nachrichtenagentur freiwillig, weswegen zeitweise gar der
Schichtbetrieb gefährdet war. Zur Lösung dieses Problems bot die
Unternehmensleitung bereits entlassenen Personen oder solchen, die von einer
Pensenreduktion betroffen waren, einen temporären Vertrag an. Der Unmut gegenüber
der Führung der SDA nahm in den Gewerkschaften ferner zu, als die
Generalversammlung Ende April 2018 trotz des Stellenabbaus und eines Jahresverlusts
beschloss, den Aktionären eine Sonderdividende von CHF 12 Mio. auszuzahlen.
Während der Arbeitsstreitigkeiten erfuhr die SDA-Spitze auch unverhohlene Kritik von
Politikerinnen und Politikern aller Couleur in Bezug auf ihre operative Führung und die
fehlende publizistische Strategie. Die Kritik intensivierte sich, als CEO Markus Schwab in
einem Interview mit der «NZZ am Sonntag» die Ansicht äusserte, die SDA sei nur dem
wirtschaftlichen Gewinn verpflichtet und habe keinen Service-public-Auftrag. Nach
einer Anhörung von SDA-Vertreterinnen und -Vertretern hielt auch die KVF-NR in einer
Medienmitteilung fest, dass die SDA zwar eine private Firma sei, die dennoch «eine
neutrale Nachrichtenagentur für die gesamte Medienlandschaft der Schweiz» sein
müsse. Gemäss dem Tages-Anzeiger vertraten auch einige Kommissionsmitglieder,
sowohl aus dem linken als auch aus dem bürgerlichen Lager, die Ansicht, Schwab
mangle es an Fingerspitzengefühl und Verständnis für die medienpolitische Bedeutung
der Nachrichtenagentur. Ferner reichten die Fraktionen der Grünen, der SP und der
BDP in der Frühjahrssession je eine Motion ein, die vom Bund unterstützende
Massnahmen zur Sicherstellung der Grundversorgung mit Agenturmeldungen forderten
(Mo. 18.3114; Mo. 18.3025; Mo. 18.3009). 
Das durch das Seco geleitete Schlichtungsverfahren fand Ende Juni zu einem Vergleich.
Im Wesentlichen verpflichtete sich die Führungsebene zur Bereitstellung eines
besseren Sozialplans für die vom Stellenabbau betroffenen Mitarbeitenden. Die
Einigung sah insbesondere eine Besserstellung von Angestellten über 60 Jahre vor.
Bereits ausgesprochene Kündigungen für diese Personengruppe mussten rückgängig
gemacht werden und zudem sollten alle Personen dieser Gruppe von einem
Kündigungsschutz bis zur Pensionierung profitieren. Allen von Kündigung betroffenen
Personen sollte ein zusätzlicher Monatslohn ausbezahlt und dazu ein Härtefallfonds mit
CHF 100'000 geäufnet werden. Auf der anderen Seite musste sich die Belegschaft
verpflichten, auf weitere Kampfmassnahmen zu verzichten. 
Nach wie vor hing jedoch das Damoklesschwert über der SDA und erneut kursierten
Gerüchte um einen weiteren Stellenabbau bei der Nachrichtenagentur: In der zweiten
Jahreshälfte 2018 wurden Pläne von Tamedia bekannt, Sportmeldungen in Zukunft nicht
mehr von der mittlerweile fusionierten Keystone-SDA zu beziehen. Bei Tamedia sollte
die Software «Tadam» das Herunterladen von Sportresultaten von Internetplattformen
übernehmen und die Informationen danach automatisch so aufbereiten, dass der
journalistische Aufwand zur Erstellung des Artikels stark reduziert werden kann. Ein
Verzicht auf den Bezug der Sportmeldungen durch den Grosskunden ginge für die
Keystone-SDA mit CHF 1.7 Mio. Ertragseinbussen einher. Doch nicht nur Tamedia will in
Zukunft auf künstliche Intelligenz setzen: Bereits beim ersten Auftritt der Keystone-
SDA-Führung im Mai 2019 hatte das fusionierte Unternehmen dieselbe Strategie für die
eigene Sportberichterstattung verkündet. 3

Ende Februar 2018 genehmigte die WEKO die Fusion der SDA mit Keystone ohne
Vorbehalte. Die Fusion, die rückwirkend auf den 1. Januar 2018 vollzogen wird, sollte
gemäss der Wettbewerbskommission nicht dazu führen, dass das Unternehmen an
Marktanteilen dazugewinnt. Aus Sicht der Kundinnen und Kunden führe die Fusion
vielmehr zu einer Erweiterung des Angebots, da sich die Angebote von SDA und
Keystone komplementieren würden. Im Unterschied zum im Vormonat von der SDA
angekündigten Stellenabbau fand die Fusionsmeldung in den Medien wenig
Verbreitung. 
Beim ersten Auftritt der neuen Keystone-SDA-Führung betonte das Unternehmen die
Wichtigkeit neuer Technologien für die eigene Zukunft. So solle etwa ab 2019 künstliche
Intelligenz eingesetzt werden, um die Sportberichterstattung zu vereinfachen. 4
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Medienpolitische Grundfragen

2014 beteiligten sich verschiedenste Akteure an der Diskussion um den Service public.
Die NZZ liess beispielsweise Reformbestrebungen im Sinne einer leistungsorientierten
Rundfunkfinanzierung diskutieren. Die Denkfabrik Avenir Suisse verband ihre Skepsis
gegenüber staatlichen Eingriffen mit dem Vorschlag, die SRG in eine Art Agentur
umzuwandeln, welche multimediale Inhalte privaten Dritten zur freien Verbreitung
anbieten würde. Letzteren Vorschlag betitelte der Medien-Redaktor der Weltwoche als
"kommunistisches Ideal einer zentralistischen Medienlenkung", da dies dazu führen
würde, dass Privatsender aus Kostengründen auf die Produktion eigener Sendungen
verzichten würden. Weit weniger radikale Änderungsvorschläge standen an der von der
EMEK organisierten Anhörung zum Service public auf der Tagesordnung. Der Verband
Schweizer Regionalfernsehen beispielsweise brachte die Idee zur Schaffung eines
Kernauftrages im Bereich Information und Kultur ein; der Bereich Unterhaltung würde
in eine Mischzone verlagert, wo Beiträge durch Auftragsvergabe nach öffentlichem
Ausschreibverfahren festgelegt würden. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2014
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Im Frühjahr 2015 hörte die EMEK erneut Vertreter der Medienbranche und der Politik
zur künftigen Ausgestaltung des Service public an. Tamedia und Ringier zeigten dabei
Sympathien für eine bereits im Vorjahr von Avenir Suisse geäusserte Forderung, wonach
alle Medienanbieter Inhalte der SRG frei weiterverwenden könnten. Keine
Unterstützung fand diese Idee hingegen bei den Journalistenvertretern. Mehr Einigkeit
herrschte bezüglich der Ansicht, die Werbung auf den audiovisuellen Kanälen der SRG
klar zu beschränken. Weit auseinander gingen die Ansichten der politischen Parteien
zum Service public. Während die SVP und die FDP diesen zu Gunsten der
Marktwirtschaft beschränken wollten, wurden von Links angesichts des Medienwandels
und der angespannten finanziellen Lage in der Branche auch Forderungen zum Ausbau
des Service public laut. Am zufriedensten mit der jetzigen Situation gab sich die CVP.
Nachdem sich Tamedia-Präsident Pietro Supino in der NZZ über die seiner Ansicht
nach marktverzerrende Wirkung der Angebote der SRG ausgelassen hatte, verschaffte
die NZZ auch zwei Medienwissenschaftlern des Forschungsinstituts Öffentlichkeit und
Gesellschaft (fög) eine Plattform, um über die Vorzüge der SRG zu berichten – ein
Aspekt, der gemäss den Forschern in der aktuellen Debatte bis anhin zu kurz kam. Dabei
stützten sie sich auf das Jahrbuch Qualität der Medien, das der SRG eine hohe
Integrationsleistung in Bezug auf Vertretung der Interessen verschiedenster
Gesellschaftsschichten attestierte. Ferner sei das Angebot an Unterhaltungssendungen
auch für die SRG legitim, wenn nicht gar notwendig, vorausgesetzt dass eine kritische
Schranke nicht überschritten werde. Auch ein massvoller Ausbau des Online-Angebots
sei verständlich, wolle man doch auch junge Personen erreichen. Dezidiert ablehnend
äusserten sich die Forscher gegenüber der von Avenir Suisse im Vorjahr eingebrachten
Idee, die SRG in eine Art Nachrichtenagentur umzuwandeln. Ohne eigenständige
Berichterstattung durch die SRG würde die Schweizer Medienlandschaft einen
zentralen Akteur verlieren, der qualitativ hochwertige Informationen liefere. Die
Medienkonzentration, welche gemäss den Forschern bereits besorgniserregende
Ausmasse erreicht habe und von der insbesondere Tamedia profitiere, würde dadurch
verstärkt. Private Medienhäuser würden die Integrationsleistung der SRG nur
unzureichend erfüllen, wodurch insbesondere die Berichterstattung über Minderheiten
marginalisiert würde. Nicht zuletzt würde auch der Stellenabbau bei den privaten
Medien beschleunigt, wenn sie kostenfreie Inhalte von der "Nachrichtenagentur SRG"
zur Verfügung gestellt bekommen würden. 6
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